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§ 108a 

Schuldner als Lizenzgeber 

16. LP 
 

 Ein vom Schuldner als Lizenzgeber abgeschlossener 
Lizenzvertrag über ein Recht am geistigen Eigentum 
besteht mit Wirkung für die Insolvenzmasse fort. Dies 
gilt für vertragliche Nebenpflichten nur in dem Umfang, 
als deren Erfüllung zwingend geboten ist, um dem 
Lizenznehmer eine Nutzung des geschützten Rechts 
zu ermöglichen. Besteht zwischen der im 
Lizenzvertrag vereinbarten Vergütung und einer 
marktgerechten Vergütung ein auffälliges 
Missverhältnis, so kann der Insolvenzverwalter eine 
Anpassung der Vergütung verlangen; in diesem Fall 
kann der Lizenznehmer den Vertrag fristlos kündigen. 



 

Wesentlicher Inhalt des 

Vorschlags aus der 16. LP 

 
 Der Lizenzvertrag sollte nicht dem Wahlrecht des 

Verwalters unterliegen, sondern im 
Insolvenzverfahren seine Gültigkeit behalten. 

 Die Masse sollte nur die Nebenpflichten zu 
erfüllen haben, die für eine Nutzung des 
geschützten Rechts unumgänglich sind. 

 Bei einem krassen Missverhältnis zwischen der 
vereinbarten und einer marktgerechten Vergütung 
sollte der Verwalter eine Anpassung verlangen 
können. 

 In diesem Fall sollte der Lizenznehmer ein Recht 
zur außerordentlichen Kündigung haben. 



Kritik in der Anhörung im 

BT-RA am 23. April 2008  

 Kritik der Sachverständigen aus der Wirtschaft : 

 Lücken bei den Lizenzketten, da der Gesetzentwurf 
lediglich eine Regelung für den Fall vorsah, dass der 
Lizenzgeber insolvent wird. 

 

 Abgrenzungsschwierigkeiten, welche vertraglichen 
Nebenpflichten aus der Masse zu erfüllen sind. 

 

 Bei einer Vergütungsanpassung wurden 
Schwierigkeiten befürchtet, da keine Anhaltspunkte 
für eine marktgerechten Vergütung vorlägen. 

 

 Keine Regelung für Kreuzlizenzen. 



Kritik in der Anhörung im 

BT-RA am 23. April 2008 

 Kritik der insolvenzrechtlichen 

Sachverständigen  

 Verletzung des Grundsatzes der 

Gläubigergleichbehandlung  

 Selbst bei Anpassung der Vergütung 

massive Schlechterstellung der 

Masse, wenn Lizenzgebühren 

abgetreten wurden.  



Wettbewerbsfähigkeit des 

Wirtschaftsstandorts 

 Untersuchung der AIPPI (Association Internationale 

pour la Protection de la Propriété Intellectuelle)  anhand 
von 44 Länderberichten: „Große Mehrheit 
der Gruppe“ keine Sonderregeln. 

 Besondere Regelung jedoch in den USA 
und Japan: 

 USA: Nicht Fortlaufen des LV, sondern 
Duldungspflicht des insolventen LG. 

 Japan: Muss Dritten entgegengehalten 
werden können: v.a. Registereintragung 



§ 108a 

 Schuldner als Lizenzgeber 

17. LP 
 

 Lehnt der Insolvenzverwalter nach § 103 die Erfüllung 
eines Lizenzvertrages ab, den der Schuldner als 
Lizenzgeber geschlossen hat, so kann der 
Lizenznehmer binnen eines Monats nach Zugang der 
Ablehnung vom Verwalter oder einem Rechtsnachfolger 
den Abschluss eines neuen Lizenzvertrages verlangen, 
der ihm zu angemessenen Bedingungen die weitere 
Nutzung des geschützten Rechts ermöglicht. Bei der 
Festlegung der Vergütung ist auch eine angemessene 
Beteiligung der Insolvenzmasse an den Vorteilen und 
Erträgen des Lizenznehmers aus der Nutzung des 
geschützten Rechts sicherzustellen; die Aufwendungen 
des Lizenznehmers zur Vorbereitung der Nutzung sind 
zu berücksichtigen, soweit sie sich werterhöhend auf 
die Lizenz auswirken. 



§ 108a Abs. 2 InsO-E 

 Handelt es sich bei dem Vertrag, den der 
Schuldner als Lizenzgeber geschlossen hat, um 
einen Unterlizenzvertrag und lehnt der 
Insolvenzverwalter gegenüber dem 
Hauptlizenzgeber die Erfüllung des 
Lizenzvertrages ab, so kann ein 
Unterlizenznehmer des Schuldners vom 
Hauptlizenzgeber den Abschluss eines 
Lizenzvertrages nach den in Absatz 1 genannten 
Bedingungen verlangen. Liegen Tatsachen vor, 
aus denen sich ernsthafte Zweifel ergeben, dass 
der Unterlizenznehmer seine Verpflichtungen aus 
dem Vertrag wird erfüllen können, so kann der 
Hauptlizenzgeber den Abschluss von einer 
Sicherheitsleistung abhängig machen. 

 



 § 108a Abs. 3 InsO-E 

 Der Lizenznehmer ist berechtigt, bis zum Abschluss 
eines neuen Lizenzvertrages das lizenzierte Recht 
gemäß dem bisherigen Lizenzvertrag zu nutzen. Wird 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang der 
Aufforderung des Lizenznehmers zum Neuabschluss 
des Lizenzvertrags kein neuer Lizenzvertrag 
abgeschlossen, so ist die weitere Nutzung nur zulässig, 
wenn eine Vergütung gezahlt wird, deren Höhe sich 
nach den Anforderungen von Absatz 1 bemisst, und der 
Lizenznehmer spätestens innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nachweist, dass er 
gegen den Verwalter, im Falle des Absatzes 2 gegen 
den Hauptlizenzgeber, Klage auf Abschluss eines 
Lizenzvertrages erhoben hat. Wenn die Parteien nichts 
anderes vereinbaren, wirkt der neue Vertrag auf den 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
zurück. 

 

 



§ 108a InsO i.d.F.d. RefE 

17. LP 

 Wahlrecht der Verwalter wird 
beibehalten: Stärkung der 
Verhandlungsposition. 

 Investitionsschutzes für den 
Lizenznehmer, da Anspruch auf 
Abschluss eines neuen LV. 

 Novation des LV führt zur 
Unwirksamkeit von 
Vorausabtretungen. 



Vorteile eines 

Neuabschlusses des LV 

 Hauptleistungs- und Nebenleistungspflichten des 
LV können ausgehandelt werden. 

 Bei Kettenlizenzen Anspruch des 
Unterlizenznehmer auf Neuabschluss eines LV. 

 Bei Kreuzlizenzen Vereinbarung einer 
angemessenen Vergütung, insbesondere bei 
Einstellung des Geschäftsbetriebs. 

 Anspruch des Lizenznehmers auf Weiternutzung 
des lizenzierten Rechts 



Kritik  

an § 108a InsO i.d.F.d. RefE 

 Massive Benachteiligung gegenüber dem geltenden 
Recht. 

 

 Bewertung: 

 Fundamentales Missverständnis: § 108a InsO nur 
einschlägig, wenn ein WahlR des Verwalters eröffnet 
ist. 

 Bei Fortentwicklung der Rechtsprechung im 
gewerblichen Rechtsschutz kann weitere 
Einschränkung von § 108a InsO erfolgen. 

 Bei Exklusivlizenzen und einfachen Lizenzen im 
Urheberrecht (Reifen Progressiv) bereits heute 
dingliche Wirkung. 

 Ist LV als Rechtskauf zu werten, ist der Vertrag 
regelmäßig vollständig erfüllt. 



Kritik  

an § 108a InsO i.d.F.d. RefE 

 Die im LV vereinbarte Vergütung ist 
regelmäßig angemessen, Anpassung 
nicht erforderlich. 

 Bewertung: 

 InsVerw wird angesichts seiner Pflicht 
zum Neuabschluss vom WahlR 
keinen Gebrauch machen. 

 Selbst wenn, hat sich Vergütung am 
ursprünglichen LV zu orientieren. 



Kritik  

an § 108a InsO i.d.F.d. RefE 

  Die Masse dürfe nicht besser gestellt 

werden, als der Schuldner ohne 

Insolvenzverfahren stehen würde. 

 Bewertung: 

 Bei unzureichende Haftungsmasse erleiden 

alle Beteiligten Einbußen. 

 WahlR des Insolvenzverwalters eröffnet 

gerade Möglichkeiten, die außerhalb des 

Insolvenzverfahrens nicht bestehen. 



Kritik  

an § 108a InsO i.d.F.d. RefE 

 Zur Bewertung der Angemessenheit muss 
auf Abschluss LV abgestellt werden. 

 Bewertung: 

 Vergleichsmaßstab muss das geltende 
Recht sein. 

 Pflicht zur angemessenen Vergütung ist 
Kompensation für Einschränkung des 
WahlR. 

 Aufwendungen des LN werden bei 
Festsetzung der Vergütung berücksichtigt 


